
Markt Schwarzenfeld 
Viktor-Koch-Straße 4 
92521 Schwarzenfeld 

Öffentliche Bekanntmachung 

Planfeststellung gemäß Bundesberggesetz 
Obligatorischer Rahmenbetriebsplan für den Tagebau "Asbach" zur Gewinnung von 
Quarzsand durch die Naabkies GmbH & Co. KG, Gemarkung Schwarzenfeld, Markt 
Schwarzenfeld, Landkreis Schwandorf 

Zur weiteren Deckung der Rohstoffversorgung für das Betonwerk des Unternehmens Godelmann 
GmbH & Co. KG beantragte das Tochterunternehmen Naabkies GmbH & Co. KG, Industriestraße 
1, 92269 Fensterbach den Kiesabbau auf den Flur-Nr. 1657, 1656, 1661 , 1660, 1665/1, 1658 
(TF), 1659, 1678, 1676, 1677/1, 1677 und 1679 der Gemarkung Schwarzenfeld, Markt Schwar­
zenfeld. 

Der Sand- und Kiesabbau erfolgt in zwei Stufen, wobei die Fläche der Stufe I 113.112 m2 

(11,31 ha) beträgt, die Fläche der Stufe II 205.629 m2 (20,56 ha). 

Ursprünglich wurde ein „Wasserrechtlicher Antrag" für einen Teilbereich der hier vorliegenden 
Planung gestellt (im Bereich der Flur-Nr. 1657 und 1656, Gemarkung Schwarzenfeld) , sowie im 
weiteren Verfahrensablauf ein frühzeitiger Abbaubeginn für eine Teilfläche der beantragten Flä­
che genehmigt. 

Im Rahmen von weiteren Untersuchungen des gewinnbaren Bodenschatzes wurde festgestellt, 
dass eine bergrechtliche Genehmigung notwendig ist. Auf Wunsch des Abbauunternehmens soll 
nunmehr das Abbaugebiet ausgeweitet und bergrechtlich als obligatorischer Rahmenbetriebs­
plan genehmigt werden. Der Abbau soll nach § 52 Abs. 2b stufenweise zugelassen werden. Die 
Stufe I entspricht dabei dem ursprünglichen Umfang des wasserrechtlichen Antrages. 

Der Abbau erfolgt konventionell auf gleiche Art und Weise wie bereits in weiteren Abbaugebieten 
westlich der Naab praktiziert. Das gewonnene Material wird abtransportiert. Die Gesamtdauer 
des Abbaus beträgt zwischen 1 0 und 15 Jahren. 

Für das Vorhaben ist nach den Vorschriften des vorgenannten BBergG, in Verbindung mit der 
Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben - UVP-V Bergbau -
vom 13.07.1990 (BGBI I S. 1420), letztmalig geändert mit Verordnung vom 18.12.2023 (BGBI I 
Nr. 2), ein Rahmenbetriebsplan zu verlangen und für dessen Zulassung ein Planfeststellungsver­
fahren durchzuführen. Für das Vorhaben besteht gemäß § 1 Nr. 1 Buchstabe b.) Doppelbuch­
stabe aa) und bb) der UVP-V Bergbau die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg­
lichkeitsprüfung, da ein Gewässer hergestellt wird und eine Abbauflä; he von mehr 25 ha entsteht. 

Das Unternehmen Naabkies GmbH & Co. KG hat mit den vorgelegten Unterlagen gemäß § 57 b 
BBergG die Zulassung des vorzeitigen Beginns für eine Teilfläche beantragt. Diese Teilfläche 
entspricht dem Bereich der Flurnummern 1656 und 1657, Gemarkung Schwarzenfeld des ur­
sprünglich gestellten „Wasserrechtlichen Antrages" , in dem bereits damals der vorzeitige Beginn 
genehmigt wurde. Der Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Beginns wurde begründet; der An-



tragsteller hat eine Verpflichtungserklärung abgegeben, alle bis zur Entscheidung durch die Aus­

führung des Vorhabens verursachten Schäden zu ersetzen und, falls das Vorhaben nicht plan­

festgestellt wird, den früheren Zustand wiederherzustellen. 

Hiermit wird Ihnen die Möglichkeit eingeräumt, zu dem Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Be­

ginns auf der betreffenden Teilfläche bis zum 05. April 2024 Stellung zu nehmen. Über den vor­

zeitigen Abbaubeginn wird ggf. schon vor dem vorgesehenen Erörterungstermin entschieden. 

Die Zuständigkeit der Regierung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern - als Anhörungs- und 
Planfeststellungsbehörde ergibt sich aus den Vorschriften des Bundesberggesetzes in Verbin­
dung mit§§ 2, 3 der Verordnung über Organisation und Zuständigkeiten der Bergbehörden (Berg­
behörden-Verordnung - BergbehördV -) vom 09.11.2013 (GVBI. S. 651 ). 

Die Antragsunterlagen enthalten den Erläuterungsbericht, Übersichtslageplan, Abbauplan, Gut­
achten Hydrogeologie Standsicherheit, Gutachten Geräuschimmissionen, Landschaftspflegeri­
scher Begleitplan, Bestandsplan, Rekultivierungsplan, Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, 
UVP-Bericht Umweltverträglichkeit, FFH-Verträglichkeitsabschätzung und FFH-Verträglichkeits­
abschätzung-Übersichtslageplan. 

Der Plan (1 Ordner mit Plänen, Erläuterungen sowie Unterlagen über die Umweltauswirkungen) 

liegt für die Dauer eines Monats in der Zeit 

vom 01. März 2024 bis einschließlich 02. April 2024 

a) bei der Markt Schwarzenfeld, Viktor-Koch-Straße 4, 92521 Schwarzenfeld, Zimmer Nr. 206

während der allgemeinen Dienststunden (Montag bis Freitag von 08.00 bis 12.00 Uhr, Mon­

tag und Dienstag von 14.00 bis 16.00 Uhr und Donnerstag von 14.00 - 17.00 Uhr.

b) bei der Regierung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern -, Maximilianstr. 6, 95444 Bay­

reuth, Zimmer M 110 (1. Stock) während der allgemeinen Dienststunden (Montag bis Don­

nerstag von 08.30 bis 12.00 Uhr und von 13.30 bis 15.15 Uhr, Freitag von 08.00 bis 12.00

Uhr)

zur Einsicht aus. 

Hinweis nach Art 27a BayVwVfG: 

Zusätzlich sind der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung und die Antragsunterlagen/Planun­

terlagen auf der Homepage der Regierung von Oberfranken (www.regierung.oberfranken.bay­

ern.de) verfügbar (Startseite - Bergamt Nordbayern - Aktuelle Verfahren); die Unterlagen sind 

ebenso über den Kurzlink www.reg-ofr.de/rbpnaab abrufbar. 

Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen. 

1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis zum 03. Mai 2024

schriftlich oder zur Niederschrift bei der Markt Schwarzenfeld oder bei der Regierung von

Oberfranken - Bergamt Nordbayern - Einwendungen gegen den Plan erheben.

http://www.regierung.oberfranken.bay�ern.de
http://www.regierung.oberfranken.bayern.de
http://www.reg-ofr.de/rbpnaab


Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchti­
gung erkennen lassen. 

Hinweise: 
Einwendungen können auch elektronisch unter der Adresse poststelle@reg-ofr.bayern.de 
erhoben werden. In diesem Falle ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes zu versehen. Elektronisch übermit­
telte Einwendungen mit einfacher E-Mail, die nicht mit einer elektronischen Signatur verse­
hen sind, sind unwirksam. Vor Beginn der Planauslegung eingehende Einwendungen sind 
ebenfalls unwirksam. 

Nach § 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG sind mit Ablauf der o.g. Äußerungsfrist für das Verfahren 
über die Zulässigkeit des Vorhabens alle Äußerungen , die nicht auf besonderen privatrecht­
lichen Titeln beruhen, ausgeschlossen. Einwendungen und Stellungnahmen der Vereini­
gungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen diesen Planfeststellungsbe­
schluss einzulegen, sind nach Ablauf dieser Äußerungsfrist ebenfalls ausgeschlossen. Im 
Rechtsbehelfsverfahren gegen eine Entscheidung nach § 1 Abs. 1 Nummer 1 bis 2b des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz findet Art. 73 Absatz 4 Satz 3 bis 6 des Bayer. Verwaltungs­

verfahrensgesetzes, auch in den Fällen seines Absatzes 8, keine Anwendung (§ 7 Abs. 4 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz). 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder 
in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), 
ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite deutlich sichtbar ein Unterzeichner mit 
Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen, soweit 
er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt ist. Vertreter kann nur eine natürliche Person 
sein. Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen, 
die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbe­
helfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen diesen Planfeststellungsbeschluss ein­
zulegen, von der Auslegung des Plans. 

2. Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem Termin erörtert, der mindestens eine 
Woche vorher ortsüblich bekannt gemacht wird . Diejenigen, die fristgerechten Einwendun­
gen oder Stellungnahmen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der Ver­
treter, werden von dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichti­
gungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu ge­
ben ist. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 
werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 

mailto:poststelle@reg-ofr.bayern.de


Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

3. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebungen von Einwendungen, Stellungnah­
men, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten wer­

den nicht erstattet. 

4. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfah­
rens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an diejenigen, über deren Einwendungen entschieden worden 
ist, und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Be­
kanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

5. Da für das beantragte Vorhaben die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung not-
wendig ist, wird darauf hingewiesen, dass 

die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen zugleich die Beteiligung der Öf­
fentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß § 18 Abs. 1 UVPG 
ist, 
die für das Verfahren und für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorha­
bens zuständige Behörde die Regierung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern 
- ist und dort auch weitere relevante Informationen zum Vorhaben erhältlich sind, 
über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschie­
den wird und 
die ausgelegten Planunterlagen, insbesondere einen UVP-Bericht, einen Erläute­
rungsbericht, einen landschaftspflegerischem Begleitplan (LBP), Unterlagen zum 
speziellen Artenschutz (saP), diverse Kartierungen / Erfassungen sowie Unterla­
gen zur Hydrogeologie enthalten. Eine allgemein verständliche, nichttechnische 
Zusammenfassung dieser Unterlagen ist enthalten. 

Schwarzenfeld, 27.02.2024 

(Ort, Datum) Peter Neumeier 
Erster Bürgermeister 




